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A. Problem 

Der Anspruch, allen Jugendlichen eine qualifizierte Ausbildung 
zu ermöglichen, ist in den derzeitigen Strukturen nicht mehr reali- 
sierbar. Freiwillige Selbstverpflichtungen der Arbeitgeber und po- 
litische Kampagnen erweisen sich als völlig ungenügend, um ein 
ausreichendes und auswahlfähiges Angebot an Ausbildimgsplät- 
zen für aUe Bewerberinnen und Bewerber zu sichern. Infolge des 
zunehmenden Defizits an Ausbildungsplätzen verschärft sich die 
Konkurrenz zwischen den Bewerberinnen und Bewerber, Chan- 
cen von benachteiligten Jugendhchen auf einen Ausbildungsplatz 
werden weiter reduziert, junge Frauen - insbesondere in Ost- 
deutschland - kommen nur noch in den Bereichen schlecht bezahl- 
ter Dienstleistungen unter. 

Ebenso steigt die Diskrepanz zwischen Angeboten und Ausbil- 
dungswünschen der Jugendlichen. Im Verlaufe des Berichtsjahres 
1994/95 verzichteten in Westdeutschland 218000 (46 v.H.) imd in 
Ostdeutschland 61000 (32 v.H.) auf eine Vennittlung durch das 
Arbeitsamt und nahmen statt dessen an berufsvorbereitenden 
Maßnahmen teil. Sie fingen ohne Ausbildung eine Beschäftigung 
an, wechselten auf berufliche Schulen, besuchten weiterhin allge- 
meinbildende Schulen oder „verblieben unbekannt". Seit Jahren 
nimmt die Gruppe der nicht in betriebliche Ausbildung Vemüttel- 
ten deutlich zu, sinkt die Ausbüdungsquote in nahezu allen Wirt- 
schaftsbereichen. Der Rückgang der Ausbildungsverhältnisse über- 
trifft den Beschäftigungsrückgang um das Zwei- bis Dreifache. 

Es wird deutlich, daß es sich um ein strukturelles, langfristig wir- 
kendes Problem handelt, welches nicht mit Appellen imd kurzfri- 
stig angelegten Sonderprogrammen zu beheben ist. Die unter 
dem Schlagwort „betriebsnähere Förderung" vorangetriebene di- 
rekte Subventionierung von Betrieben und Unternehmen, die 
Ausbüdimgsplätze anbieten, stellt de facto eine Unüagefinanzie- 
rung zu Lasten der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen dar imd 
entläßt die Arbeitgeber aus ihrer spezifischen Verantwortung für 
ein ausreichendes Angebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen. 

Durch den Ausbüdungsplatzmangel werden das Grundrecht auf 
freie Berufswahl sowie das Betriebsverfassungsgesetz weitestge- 
hend ausgehöhlt. 
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Staatliche Initiativen sind also dringend erforderlich. Sie sind au- 
ßerdem Verfassungsgebot, wie das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Urteil vom 10. Dezember 1980 zum Ausbildungsplatzför- 
derungsgesetz (Az.: 2 BvE 3/77) festgestellt hat: „Wenn der Staat 
in Anerkennung dieser Aufgabenteilung den Arbeitgebern die 
praxisbezogene Berufsausbildung der Jugendhchen überläßt, so 
muß er erwarten, daß die gesellschafthche Gruppe der Arbeitge- 
ber diese Aufgabe nach Maßgabe ihrer objektiven Möghchkeiten 
und damit so erfüllt, daß grundsätzhch edle ausbildungswühgen 
Jugendhchen die Chance erhalten, einen Ausbildungsplatz zu be- 
kommen. Das gilt auch dann, wenn das freie Spiel der Kräfte zur 
Erfüllung der übernommenen Aufgabe nicht mehr ausreichen 
soUte''. In diesem Zusammenhang ist die Rede von einer „öff enth- 
eben Aufgabe", die in Selbstverwaltung der Wirtschaft wahrge- 
nonunen wird. Die Berufsausbildungsabgabe wird als zulässiges 
Instrumentarium anerkannt: „Die Berufsausbildungsabgabe steht 
sich nicht als Steuer, sondern als7:ulässige Sonderabgabe dar. " 

Nicht zuletzt geht es um die Sicherung des Grundrechts auf freie 
Wahl des Ausbildungsplatzes, welches vom Bundesverfassungs- 
gericht dahin gehend ausgelegt wurde, daß die Unternehmen da- 
für mehr Ausbildungsplätze anbieten müssen, als von Jugendh- 
chen nachgefragt werden (Mindestüberhang 12,5 Prozent). 


B. Lösung 

Es muß ein Lastenausgleich zwischen ausbüdenden und nichtaus- 
bildenden Betrieben geschaffen werden, um den Rückzug der 
Unternehmen aus der Ausbüdung zu stoppen und die systemwid- 
rige Steuerfinanzierung der Ausbüdung zu beenden. Unterneh- 
men, Betriebe, Praxen und Verwaltungen müssen gesetzheh an- 
gehalten werden, ihre rechtheh und geseUschaftheh definierte 
Verantwortung für die Ausbüdung wahrzunehmen. 

Notwendig ist ein Finanzierungsmodeü, welches Kostenvorteüe 
für derzeit nicht ausbüdende Betriebe aufhebt und ausbüden- 
de Unternehmen und Betriebe stärker entlastet. Aus dieser 
Ausbüdungsumlage können Zuschüsse an ausbüdende Betrie- 
be geleistet und so längerfristig die AusbUdungskapazitäten 
im Bereich der beruflichen Büdung nachfragegerecht ausge- 
weitet werden. 

Wichtig ist dabei, von einer bundesweiten Umlage auszugehen, 
die einen regionalen Ausgleich impliziert und eine Lenkung zu- 
gunsten von strukturschwachen Regionen ermögücht, in denen 
der Ausbüdungsmangel am größten und die staatiiehen Mittel am 
geringsten sind. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur solidarischen Ausbildungsfinanzierung 
(Ausbildungsfinanzierungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Ziele 

(1) Ziel dieses Gesetzes ist die Sicherung eines 
quantitativ und qualitativ ausreichenden Angebots 
an Ausbildungsplätzen. 

(2) Ein quantitativ ausreichendes Ausbildungs- 
platzangebot ist erreicht, wenn in allen Landes- 
arbeitsamtsbezirken zum 30. September eines Jahres 
das Ausbildungsplatzangebot die Nachfrage um 
12,5% übersteigt. Das Angebot an Ausbildungsplät- 
zen ist die Summe aus der am 30. September des ver- 
gangenen Jahres in das Verzeichnis der Berufsaus- 
bildimgsverhältnisse eingetragenen Ausbildungsver- 
hältnisse, die in den vorangegangenen zwölf Mona- 
ten abgeschlossen wurden, und der Zahl der am 
30. September des vergangenen Jahres nicht besetz- 
ten, den Arbeitsämtern gemeldeten besetzbaren 
Ausbildungsstellen. Die Nachfrage nach Ausbil- 
dimgsplätzen ist die Simime der zum 30. September 
des vergangenen Jahres in das Verzeichnis der Be- 
rufsausbildvmgsverhältnisse eingetragenen Ausbil- 
dvmgsverhältnisse, die in den vorangegangenen 
zwölf Monaten abgeschlossen wurden, und der am 
30. September nicht vermittelten, den Arbeitsämtern 
gemeldeten Ausbildungsplatzbewerberinnen und 
Ausbildungsplatzbewerber, unabhängig davon, ob 
sie zum Stichtag vorübergehend mit anderen Ersatz- 
maßnahmen versorgt worden sind. 

(3) Ein qualitativ ausreichendes Ausbildungsplatz- 
angebot hegt vor, wenn in allen Landes arbeitsamts- 
bezirken eine weitgehende Übereinstimmung von 
Fachkräftebedarf und Bewerberinnen- und Bewer- 
berwünschen erreicht werden kann. 

(4) Die Feststellung, in welchem Maße ein quahta- 
tiv und quantitativ ausreichendes Angebot erreicht 
worden ist, trifft der Verwaltungsrat der Bundesan- 
stalt für Arbeit auf der Grundlage von Empfehlungen 
der Verwaltungsausschüsse der Landesarbeitsämter, 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
und des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung. 

(5) Zur Sicherung eines quantitativ und quahtativ 
ausreichenden Angebots an Ausbildungsplätzen soll 
eine sohdarische Ausbildungsfinanzierung beitragen. 

§2 

Meldepflicht 

Öffenthche und private Arbeitgeber in der Bundes- 
republik Deutschland sind verpflichtet, die bei ihnen 


vorhandenen offenen Ausbildungsplätze unverzüg- 
hch, spätestens bis zum 1. Januar eines jeden Jahres, 
dem örthchen Arbeitsamt zu melden. Öffenthche und 
private Arbeitgeber sind natürhche und juristische 
Personen mit einer Betriebsstätte oder einer Dienst- 
stätte in der Bundesrepublik Deutschland. 

§3 

Bundesbenifsbildungsbericht 

(1) Um die planerischen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß ahe Nachfragerinnen und Nachfrager 
nach betriebhcher und schuhscher Berufsausbildung 
versorgt werden, ersteht die Bundesregierung jähr- 
hch zum 28. Februar einen Bundesberufsbildungsbe- 
richt. 

Der Bericht soU für den Bund enthalten: 

1. eine DarsteUung der Situation und der zu erwar- 
tenden Entwicklung von Angebot und Nachfrage 
im Bereich der betriebhchen und schuhschen Be- 
rufsausbildung unter besonderer Berücksichti- 
gimg von bisher am Ausbildungsmarkt benachtei- 
hgten Personengruppen, 

2. eine Gesamtbilanz aüer mit Berufsausbildung zu 
Versorgenden und aüer von Betrieben, außerbe- 
triebhchen Ausbildungsstätten, Schulen, Hoch- 
schulen und sonstigen Einrichtungen angebote- 
nen Berufsausbildungsplätze, 

3. eine DarsteUung der regionalen und sektoralen Si- 
tuation der Berufsausbildung, der Situation von 
Frauen auf dem Ausbildungsmarkt sowie sozialer 
Benachteihgungen einzelner Personengruppen, 

4. eine DarsteUimg von inhalthchen und strukturel- 
len Problemen der beruflichen Bildung, 

5. Daten über das Verhältnis der Strukturen von Aus- 
bildung und Beschäftigung, insbesondere der 
Übemahmequoten, aufgeschlüsselt nach Berufen, 
Geschlecht und Nationahtät in betriebhcher oder 
staathcher Ausbildung, 

6. Informationen über Entwicklungen im Bereich von 
Ausbildungsordnungen, Rahmenlehrplänen und 
Studienordnungen, 

7. Informationen über die Situation der beruflichen 
Weiterbildung, 

8. Informationen zu den laufenden Förderungspro- 
grammen des Bundes. 

(2) Der Bericht ist vor seiner Verabschiedung und 
Veröffenthchung mit den Gewerkschaften und Ar- 
beitgeberverbänden sowie anderen Trägem der be- 
ruflichen Erstausbildung zu beraten. 
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(3) Um die Weiterentwicklimg der Berufsbildimg 
entsprechend den ökologischen, sozialen, techni- 
schen imd wirtschaftlichen Anfordenmgen zu ge- 
währleisten, hat die Bundesregienmg einen Bundes- 
berufsbüdungsplan zu erstellen und jährlich fortzu- 
schreiben. 

(4) Der Berufsbildungsplan ist mit den Gewerk- 
schaften und Arbeitgeberverbänden imd anderen 
'lirägem beruflicher Erstausbildimg rechtzeitig imd 
umfassend zu beraten und gemeinsam mit dem Bim- 
desberufsbildimgsbericht gemäß § 3 jährlich zu ver- 
öffentlichen. 

§4 

Berulsausbildungssituation und Berufsbildungs- 
planung in Branchen und Berufen 

(1) Um alle Ausbildimgsstätten in der Bundesrepu- 
blik Deutschlcuid in die Lage zu versetzen, ihren Bei- 
trag zu leisten, daß ein nach Art, Zahl, Größe und 
Stcindort qualitativ und quantitativ ausreichendes 
und auswahlfähiges Angebot an Berufsausbüdungs- 
plätzen gegeben ist, und um alle öffentlichen und 
privaten Untemehmimgen und Einrichtungen auch 
langfristig ausreichend mit qualifiziertem Nach- 
wuchs zu versorgen, beraten Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände sowie andere TYäger berufli- 
cher Erstausbildung gemeinsam bis zum 31. Januar 
eines Jahres über die Ausbildungssituation in den 
Branchen imd Berufen im jeweils abgeschlossenen 
bzw. laufenden Ausbildungsjahr. 

(2) Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände so- 
wie andere Träger beruflicher Erstausbüdung erar- 
beiten Vorschläge für die Erreichung der benötigten 
Zahl von Ausbildungsplätzen in ihrem Bereich. Da- 
bei ist zur Sicherstellung des Nachwuchsbedarfs und 
des Rechts auf freie Berufswahl auch das Berufswahl- 
verhalten der Jugendlichen zu berücksichtigen. 

(3) Die Vorschläge aus den einzelnen Branchen 
sind in den Berufsbildungsbericht aufzunehmen. 

§5 

Ausbildungsumlage 

(1) Betriebe und Verwaltungen werden zu einer 
Berufsausbüdungsumlage in Höhe eines an den tat- 
sächlichen Gesamt-Ausbüdungskosten eines Jahres 
orientierten Hebesatzes, der von der jeweüs aktuel- 
len Zahl der Bewerberinnen und Bewerber ausgeht, 
veipflichtet. Die Erhebung der Umlage ist auszuset- 
zen, wenn der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für 
Arbeit feststellt, daß das Angebot an Ausbildungs- 
plätzen in anerkaimten und nachgefragten Ausbü- 
dungsberufen gemäß Beruf sbUdungsgesetz (BBiG) 
die Nachfrage in allen Arbeitsamtsbezirken um 
12,5% übersteigt. 

(2) Die Höhe der Umlage ist so zu gestalten, daß 
die gesamten Nettoausbüdungskosten des jeweihgen 
Jahrgcmgs gedeckt sind. Das Bundesinstitut für Be- 
rufsbildung ermittelt jährlich im Rahmen des Benifs- 
bildungsberichts der Bundesregierung die für die 
Festlegimg des Hebesatzes erforderlichen Ausgangs- 


daten. Aus der Feststellung der Situation der Bewer- 
berinnen und Bewerber des laufenden Jahres wird 
jeweüs der Finanzierungsbedarf des folgenden Jah- 
res abgeleitet. Darüber hinaus ermittelt das Bundes- 
institut für Berufsbüdung kontinuierlich, mindestens 
alle drei Jahre, die Kosten für die berufliche Erstaus- 
büdung. Ausgehend von diesen Daten wird von dem 
für berufliche Büdung zuständigen Mitglied der Bun- 
desregierung der jährhche Hebesatz als Quotient aus 
den im Vorjahr gesamtwirtschaf flieh für die beruf - 
hche Erstausbüdung nach dem Berufsbüdungsgesetz 
aufgewandten Kosten und der gesamtwirtschaft- 
hchen Bruttowertschöpfung festgesetzt. 

(3) Die Arbeitgeber haben entsprechend diesem 
Hebesatz eine Ausbüdungsumlage zu entrichten, die 
sich nach der Bruttowertschöpfung der Unternehmen 
errechnet. Insofern eine Berechnung nach der Brutto- 
wertschöpfimg nicht möglich ist, entscheidet die 
Bundesregierung über eine durch Rechtsverordnung 
festzulegende Bemessungsgröße. Die für den Betrieb 
ermittelte Berufsausbüdungsumlage wird um die im 
jeweiligen Betrieb auf gewandten Kosten der berufli- 
chen Erstausbüdung in einem anerkannten Ausbü- 
dungsberuf nach dem Berufsbüdimgsgesetz verrin- 
gert (Vorabzug). Gerechnet wird mit Pauschalbeträ- 
gen, die sich aus den durchschnittlichen Nettokosten 
entsprechend Ausbüdungsbereich, Betriebsgröße 
imd Berufsgruppe ergeben und die durch den Ver- 
waltungsrat der Bundesanstalt festgesteUt werden. 
Zu den betriebhehen Ausbüdungskosten rechnen 
auch Beiträge, die tarifvertragheh, durch Beschluß 
eines Arbeitgeberverbandes oder einer Kammer ge- 
regelt sind. 

(4) Die Arbeitgeber (Abgabepflichtige) führen die 
von ihnen zu zahlende Umlage zusammen mit den 
Sozialabgaben auf dem üblichen Weg an die Bundes- 
anstalt für Arbeit ab. 

(5) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung: 

1. die Selbstrechnung der Umlage durch den Abga- 
bepflichtigen, 

2. Form und Inhalt des Berechnungsnachweises und 
den Zeitpunkt seiner Einreichung, 

3. Ausnahmeregelungen für Betriebe mit weniger als 
fünf Beschäftigten, für neugegründete Unterneh- 
men und für FäUe von Zahlungsunfähigkeit. 

Für Unternehmen mit hoher Beschäftigtenzahl im 
Verhältnis zu ihrem Umsatz oder Gewiim können ge- 
ringere Umlagen festgesetzt werden. 

§6 

Durchführung der Berulsausbildungsfinanzierung 

(1) Die Berufsausbüdungsumlage wird als zweck- 
gebundene Vermögensmasse von der Bundesanstalt 
für Arbeit verwaltet und regional für die zusätzüche 
Beschaffung von betriebhehen Ausbüdungsplätzen 
verwendet. In dem Maße, in dem in den einzel- 
nen Arbeitsamtsbezirken das Ausbüdungsangebot 
112,5% der nach dem Berufsbüdungsgesetz aner- 
kannten und von Bewerberinnen und Bewerbern 
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nachgefragten Berufe nicht erreicht, werden den ört- 
lichen Arbeitsämtern Mittel pauschalisiert zugeteilt. 

(2) Die Entscheidimg über die Verwendung der 
Mittel zur Berufsausbildimgsfinanzierung trifft der 
von den örtlichen Arbeitsämtern im Rahmen der 
Selbstverwaltimg zu bildende Unterausschuß für Be- 
rufsausbüdung. Zusätzliche Ausbüdungsplätze sind 
nach folgenden Prioritäten zu finanzieren: 

1. betriebliche Ausbüdimgsplätze, 

2. Ausbüdungsplätze in Ausbüdungsverbünden, 

3. außerbetriebliche Ausbüdungsplätze. 


Insbesondere zu berücksichtigen sind die Berufs- 
wünsche der Jugendlichen und strukturpolitische 
Notwendigkeiten. Nicht gefördert werden schulische 
Ausbüdimgsmaßnahmen. Nicht gefördert werden 
bereits auf anderem Wege öffenüich geförderte Aus- 
büdungsmaßnahmen. 

§7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 24. Juni 1997 


Maritta Böttcher 
Rosel Neuhäuser 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


5 



Drucksache 13/8040 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Begründung 


Allgemeines 

Derzeit ist die einzelbetriebliche Finanzierung der 
Berufsausbildung nicht mehr in der Lage, ein Ausbil- 
dxmgsplatzangebot sicherzustellen, das der gestiege- 
nen Nachfrage gerecht wird. Die Ausbildungsbereit- 
schaft in Industrie und Handwerk ist mittlerweile so 
stark gesunken, daß der Fortbestand des dualen 
Systems ernsthaft gefährdet erscheint. Der Umfang 
der außerbetriebhchen gegenüber der betriebhchen 
Ausbildung muß zurückgeführt werden. Trotz anhal- 
tender Haushaltsnot steigende Aufwendungen von 
Bund und Ländern zur Sicherung der beruflichen 
Erstausbüdung erfordern pohtische Einflußnahme 
des Staates auf die Wirtschaft, damit diese ihrer ge- 
sellschaftiichen Verantwortung wieder gerecht wird. 

Eine überbetriebhche Finanzierung der betriebhchen 
Berufsausbildung ermöghcht 

- besser als durch staathche Subventionierung die 
Bereitstellung eines quantitativ und quahtativ aus- 
reichenden und strukturell bedarfsgerechten Aus- 
büdungsplatzangebots , 

- die Verfestigung der Dominanz der betriebhchen 
Ausbildung gegenüber außerbetriebhchen Ange- 
boten, 

- den regionalen Ausgleich durch gezielten Einsatz 
der Mittel aus dem Umlagefonds, 

- eine gerechtere Verteilung der Ausbüdungskosten 
unter den Betrieben xmd die Vermeidung von 
Wettbewerbsverzerrungen aufgrund unterschied- 
hcher Ausbildungsleistungen, 

- die Entlastung der Haushalte von den Subventio- 
nierungskosten durch die BereitsteUung der Mittel 
durch die Betriebe selbst. 

Eine überbetriebhche Finanzierung der betriebhchen 
Ausbüdung ist ordnxmgspohtisch aUerdings nur ver- 
tretbar, wenn 

“ betriebhche Ausbildungsleistungen sich auf das 
Umlagevolumen auswirken und die Höhe der Um- 
lage sich flexibel an den betriebhchen Ausbü- 
dxmgsleistungen orientiert, 

- die Höhe der Umlage wegen der unterschiedh- 
chen Ausbüdungskosten in den einzelnen Berufen 
und Branchen und Betriebsgrößenklassen diffe- 
renziert und zugleich handhabbar festgelegt wird, 

- die Höhe der Umlage stets so bemessen ist, daß re- 
lative Kostennachteüe bei Unterschreiten einer 
betriebsbezogen angemessenen Ausbüdungsakti- 
vität sichergesteUt bleiben. Hierdurch können 
Einzelbetriebe auch verstärkt motiviert werden, 
anfciUende Kosten für die Berufsausbüdung den 
längerfristigen Erträgen gegenüberzusteUen. 

Der vorhegende Vorschlag für ein Bimdesgesetz 
zur sohdarischen Ausbüdungsfinanzierung orientiert 


sich an den „Eckpunkten" des DGB vom Herbst 
1995. 


Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu§l 

Mit einer überbetriebhchen Finanzierung der Berufs- 
ausbüdung soU ein quantitativ und quahtativ ausrei- 
chendes Angebot in anerkannten Ausbüdungsberu- 
fen nach dem Berufsbüdungsgesetz gewährleistet 
werden. 

Entspricht das Angebot an Ausbüdungsplätzen 
quantitativ und quahtativ nicht der Nachfrage, so 
schreibt das vorhegende Gesetz die sohdarische Um- 
lagefinanzierung zur Schheßung der auftretenden 
Angebotslücken vor. 


Zu §2 

Aufgrund der unzulänghchen statistischen Erfassung 
ist es gegenwärtig nicht möghch, exakte Angaben 
über Umfang und Struktur der betriebhchen Ausbü- 
dimgskapazitäten zu machen. Aus der Berufsbera- 
tungsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit lassen 
sich ledighch Tendenzen der Ausbüdungsplatzent- 
wicklung ablesen, da nicht aUe Ausbüdungsplätze 
den Arbeitsämtern gemeldet werden. Die Einschal- 
tung der Arbeitsämter bei der Ausbüdungsvermitt- 
Ixmg durch die Betriebe beruht bisher auf dem Frei- 
wilhgkeitsprinzip . 

Durch die in diesem Gesetz vorgesehene Melde- 
pflicht soU eine frühzeitige Erfassung des gesamten 
Ausbüdungsplatzangebotes sichergesteUt werden. 
Sie ist wesenthche Voraussetzung 

- für eine mnf assende Information der Jugendhchen 
über das Ausbüdungsplatzangebot, 

- für eine verbesserte Datenbasis für die Berufspla- 
nung. 

Die Meldung soU zum 1. Januar erfolgen. Die Daten 
büden eine wesenthche Grundlage für die bis zum 
31. Januar laufenden Beratungen der Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgeberverbände über die Ausbüdungs- 
situation in den Branchen und Berufen (§ 5) sowie für 
den bis zum 28. Februar zu ersteUenden Berufsbü- 
dungsbericht und Berufsbüdungsplan. Da den Ar- 
beitsämtern bereits jetzt auf freiwilhger Basis Ausbü- 
dungssteUen gemeldet werden, kann bei Einfühnmg 
der Meldepflicht auf den gewonnenen Erfahrungen 
aufgebaut und der bürokratische Aufwand in engen 
Grenzen gehalten werden. Die Arbeit der Berufsbe- 
ratung wird sogar erleichtert, weü die bisherigen ar- 
beitsintensiven Bemühungen, die Betriebe zur Mel- 
dung von Ausbüdungsplätzen zu bewegen, durch 
die Meldepflicht nicht mehr erforderhch sind. 


6 


Deutscher Bundestag ~ 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/8040 


Zu §3 

Der Bundesberufsbildungsbericht dient 

- zur Information der Öffenthchkeit, insbesondere 
auch der Bewerberinnen und Bewerber lun einen 
Ausbildungsplatz, über Entwicklungen im Berufs- 
bildungssystem, 

- zur Früherkennung eines unziureichenden Ausbü- 
dungsplatzangebotes und struktureller Fehlent- 
wicklungen, 

~ als Grundlage für bildungspoütische Entscheidun- 
gen und Planungen, z. B. ob und in welchem 
Umfang bzw. in welchen Berufen zusätzüche Aus- 
büdungsplätze zu schaffen sind, 

~ zur Feststellung, ob und in welcher Höhe die Aus- 
bildungsumlage zu erheben ist und in welchen 
Regionen zusätzüche Ausbüdungsplätze benötigt 
werden. 

Diese Funktion kann der Beruf sbüdimgsbericht nur 
erfüUen, wenn er jährüch und rechtzeitig (bis zum 
28. Februar) vorgelegt wird und die Situation in den 
verschiedenen Zweigen des Ausbüdungssystems 
(Berufsschule, Betriebe, über- und außerbetriebüche 
Ausbüdungsstätten usw.) verbunden mit einer Be- 
rufsbüdungsbüanz umfassend darstellt und eine Pro- 
gnose von Ausbüdungsplatzangebot imd Ausbü- 
dungsplatznachfrage im kommenden Ausbüdungs- 
jahr beinhaltet. Ferner hat er über die regionale Ent- 
wicklung auf den Ausbüdungsstellenmärkten, über 
die sektorale Situation in den verschiedenen Wirt- 
schaftszweigen imd Berufsfeldem sowie über Be- 
nachteiügimgen einzelner Gruppen von Jugendü- 
chen, z. B. Mädchen, Jugendüche mit nur schlechtem 
oder ohne Hauptschulabschluß, Immigrantinnen und 
Immigranten und Behinderte zu informieren. Sofern 
staatüche Förderprogramme durchgeführt werden, 
sind Angaben über Zielsetzung, Durchführung und 
Effektivität dieser Maßnahmen zu machen. 

Der Berufsbüdungsplan hat die Aufgabe, im Rahmen 
einer vorausschauenden Strukturpoütik die längerfri- 
stigen Qualifikationsveränderungen Wissens chaftüch 
aufzuarbeiten, imd daraus Vorschläge für die Ausge- 
staltung und Schwerpunktsetzung künftiger Ausbü- 
dungsplatzangebote abzuleiten. Ziel dieser voraus- 
schauenden Planung ist es, die berufliche Qualifika- 
tion der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer län- 
gerfristig zu sichern. Dies güt sowohl für die Erstaus- 
büdung als auch für die Weiterbüdung. 

Zu §4 

Um den Sachverstand und die Interessen der abhän- 
gig Beschäftigten und der Unternehmer in den ver- 
schiedenen Branchen und Berufen bei der Berufsbü- 
dungsplanung berücksichtigen zu können, beraten 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände über die 
Ausbüdungssituation in ihrem Bereich. Auf der 
Grundlage ihrer spezifischen Kenntnisse können sie 
Vorschläge unterbreiten, ob und in welchem Umfang 
in ihrem Bereich zusätzüche Ausbüdungsplätze er- 
forderüch sind. Dabei haben sie sich sowohl an den 
Berufswünschen der Bewerberinnen und Bewerber 
als auch am Bedarf der Betriebe zu orientieren. Die 


von den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden 
erarbeiteten Vorschläge sind im Berufsbüdungsbe- 
richt zu veröffentüchen, um berufsbüdungspoütische 
Entscheidungen und Planungen transparenter zu 
machen. 

Zu §5 

Die finanzieUe Förderung der Berufsbüdung in Form 
eines „ Zukauf ens“ von Ausbüdungsplätzen soU ein 
ausreichendes Angebot an qualifizierten Ausbü- 
dungsplätzen sichern. Im Gegensatz zu einer Steuer, 
ist bei der Umlage ständig zu überprüfen, ob ihre Er- 
hebung noch gerechtfertigt ist. Diesem Erfordernis 
trägt dieses Gesetz Rechnung durch die Regelung, 
daß die Erhebung auszusetzen ist, wenn das Ausbü- 
dungsplatzangebot in aUen Arbeitsamtsbezirken um 
12,5 % über der Nachfrage hegt. 

Der Gesamtfinanzierungsbedarf des kommenden 
Ausbüdungsjahres wird orientiert an den aktueUen 
Zahlen der Bewerberinnen und Bewerber festgelegt. 
Für die Berechnung werden die durchschnittüchen 
Nettoausbüdungskosten, d.h. die Bruttokosten ab- 
zügüch der Ausbüdungserträge, entsprechend den 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufliche Bü- 
dung zugrunde gelegt. 

Bemessungsgrundlage für die von den Arbeitgebern 
zu leistende Berufsausbüdungsumlage ist die Brutto- 
wertschöpfung der Unternehmen. 

Eigene Ausbüdungsleistungen der Unternehmen so- 
wie Beiträge zu tarifvertragüchen Umlagefinanzie- 
rungen oder überbetriebüchen Finanzierungen auf 
Kammerebene können von den Unternehmen direkt 
in Abzug gebracht werden. Mit dieser Regelung wird 
das Aufkommen aus der Umlage erhebüch verringert 
und das Interesse der Betriebe, die Umlage diurch 
eine Verstärkung der eigenen Ausbüdungsleistim- 
gen zu vermeiden, stimuüert. 

Neben der gerechten Verteüung der Ausbüdungsko- 
sten zwischen nichtausbüdenden und ausbüdenden 
Betrieben sind mit der finanzieUen Förderung der Be- 
rufsbüdung folgende Ziele verbunden: 

~ Das Ausbüdungsplatzangebot wird erweitert. 
Durch die Festlegung einer verbindüchen Ausbü- 
dungsquote für die Betriebe wird ein Anreiz ge- 
schaffen, mehr Ausbüdungsplätze zur Verfügung 
zu Stehen, da die Betriebe sich überlegen, die Ko- 
sten für die von ihnen zu erfüUende Ausbüdungs- 
quote gleich in Ausbüdungsplätze zu investieren. 

- Die Ausbüdungsquaütät wird verbessert, da niu: 
bestimmte Voraussetzungen erfüUende Ausbü- 
dungsleistungen anerkannt werden imd auf die 
ErfüUung der Ausbüdungsquote angerechnet wer- 
den. 

- Fehlentwicklungen in der Struktur des Aus- 
büdungsplatzangebotes kann entgegengesteuert 
werden, indem die Ausbüdung zum Beispiel in 
Mangel- und Zukunftsberufen erweitert und in 
weniger aussichtsreichen Branchen diurch die 
Nachfragebindung verringert wird. 

Die Bindung der zu leistenden Ausbüdungsleistun- 
gen an das Berufsbüdungsgesetz verhindert, daß 
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Ausbildungsgänge, für die die in Ausbildungsord- 
nungen geregelten Mindestnormen für die Ausbil- 
dungsqualität nicht gelten und die unterhalb des Ni- 
veaus von Facharbeiterqualifikationen hegen, als 
Ausbildungsleistungen der Betriebe anerkannt und 
somit auf die zu zahlenden Ausbildungsplatzabga- 
ben angerechnet werden können. 

Die Bundesregierung hat zu prüfen, ob Klein- 
oder Kleinstbetriebe bis zu fünf Beschäftigten bzw. 
Betriebe in einem gewissen Zeitraiun nach Betriebs- 
gründung von den Regelungen einer Berufsausbil- 
dungsumlage befreit sind, und dies durch Rechtsver- 
ordnung festzulegen. Zur Vermeidung ungerecht- 
fertigter Benachteihgxmg beschäftigimgsintensiver 
Unternehmen wird die Mögüchkeit eröffnet, in einer 
Rechtsverordnung Sondertatbestände festzulegen. 

Die Berufsausbildungsumlage soU nüt den Sozialab- 
gaben auf dem übhchen Weg über die Krankenkas- 
sen an die Bundesanstalt für Arbeit abgeführt wer- 
den. Damit entfällt der Aufbau neuer Bürokratien. 
Die für die Arbeitslosenversichenmg entrichteten 
Beiträge werden ohnehin an die Bundesanstalt für 
Arbeit weitergeleitet. Die Abgabepflichtigen haben 
allerdings über die ohnehin zu meldenden Daten 
hinaus Unterlagen über die eigenen Aufwendungen 
für die Berufsausbildung vorzulegen, sofern nicht 


von Pauschalregelungen Gebrauch gemacht werden 
soU. Die Verfahren werden analog zum Einzugsver- 
fahren der Arbeitslosenversicherungsbeiträge festge- 
legt. 

Zu §6 

Die aus diesem Gesetz resultierenden Verwaltungs- 
und Planungsaufgaben werden von der Bundesan- 
stalt für Arbeit und dem von ihr in den örtlichen 
Arbeitsämtern zu bildenden Unterausschuß für Be- 
rufsbildung erfüllt. Die Verknüpfung mit den be- 
stehenden Struktiuren im Bereich der Arbeitsverwal- 
tung vermeidet den Aufbau einer neuen Bürokratie 
und gewährleistet den dezentralen Einsatz der Mittel 
in regionaler Verantwortung. 

Die nach dem geltenden Konsensprinzip in der Be- 
rufsbildung zu realisierenden Mitbestimmungsmög- 
hchkeiten aller betroffenen Gruppen werden über 
die Selbstverwaltungsstruktxuren der Arbeitsverwal- 
timg sichergestellt. 

Die Umlagefinanzienmg kann ihre Wirkung am be- 
sten entfalten, wenn die konkrete Mittelvergabe im 
Sinne eines „ Zukauf ens" von Ausbildungsplätzen re- 
0onal in eigener Regie durch den Unterausschuß für 
Berufsbildung durchgeführt wird. 


Daick: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53113 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Veilagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



